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Vorblatt 


Änderung des Urheberrechtsgesetzes 
(Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses) 


A. Problem 

Das geltende Urheberrechtsgesetz gewährt den Autoren kei- 
nen Vergütungsanspruch beim Büchereiverleih sowie bei der 
Verwendung von Werken in Sammlungen für den Kirchen-, 
Schul- und Unterrichtsgebrauch. Ferner hat sich das 1965 ein- 
geführte Folgerecht für die bildende Kunst in seiner jetzigen 
gesetzlichen Ausgestaltung als wenig wirksam erwiesen. 


B. Lösung 

Der Antrag des Rechtsausschusses sieht im wesentlichen fol- 
gende Änderungen des Urheberrechts vor: 

a) Das Verleihen von Werken durch gewerbliche oder öffent- 
liche Bücdiereien soll vergütungspflichtig sein. 

b) Auch für die Verwendung von Werken in Sammlungen für 
den Kirchen-, Schul- und Unterrichtsgebrauch soll künftig 
ein Vergütungsanspruch bestehen. 

c) Das Folgerecht wird verbessert; Die Anspruchshöhe wird 
von 1 V. H. auf 5 v. H. des Veräußerungserlöses angehoben. 
Des weiteren wird ein wirksamer Auskunftsanspruch des 
Urhebers eingeführt. 

Außerdem soll durch eine Entschließung des Bundestages der 
Erwartung Ausdruck gegeben werden, daß den Trägern der 
öffentlichen Büchereien ausreichende finanzielle Mittel zur 
Verfügung gestellt werden, um die Büchereiabgabe ohne Ein- 
schränkung ihrer Bidungsaufgaben leisten zu können. 
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C, Alternativen 

Von einer Minderheit des Ausschusses wurde vorgeschlagen, 
daß der Folgerechtsanspruch dann entfallen soll, wenn der 
Veräußerungserlös den Betrag, zu dem der Veräußerer das 
Werk erworben hat, nicht übersteigt. 


D. Kosten 

Durch die Büchereiabgabe und durch die Vergütungspflicht bei 
der Verwendung von Werken in Schulbüchern werden den 
öffentlichen Haushalten Kosten, die sich noch nicht beziffern 
lassen, entstehen. 
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Sdiriftlidier Bericht 

des Rechtsausschusses 
(5. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Dr. Schober, Dr. Martin, 
Dr. Stoltenberg und Genossen eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Urheberrechtsgesetzes 

— Drucksache Vl/911 — 

über den von den Fraktionen der SPD, FDP eingebrachten Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Änderung des Urheberrechtsgesetzes 

— Drucksache VI/1076 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Dr. Kuchtner und Metzger 


A. Allgemeines 

1 . 

Der Bundestag hat die Entwürfe zur Änderung 
des Urheberreditsgesetzes in seiner 66. Sitzung am 
18. September 1970 in erster Lesung beraten und 
dem Rechtsausschuß federführend sowie dem Aus- 
schuß für Bildung und Wissenschaft und dem Innen- 
ausschuß zur Mitberatung überwiesen. Der Rechts- 
ausschuß hat die Entwürfe in drei Sitzungen am 9. 
und 16. Dezember 1971 sowie am 20. Januar 1972, 
der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft in drei 
Sitzungen am 15. Oktober 1970 sowie am 30. Sep- 
tember und 4, November 1971 und der Innenaus- 
schuß in seiner Sitzung am 11. November 1971 be- 
raten. Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
hat sich zu den Entwürfen gutachtlich geäußert und 
keine Bedenken gegen sie erhoben. 

Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft hat 
die Entwürfe in einer Anhörung am 12. März 1971 
mit Sachverständigen aus den Kreisen der betrof- 
fenen Urheber und Verwerter von Urheberrechten 
eingehend erörtert. Der Rechts aus schuß hat in seiner 
Sitzung am 20. Januar 1972 Sachverständige aus den 


Kreisen des Kunsthandels und der Kunstversteigerer 
angehört, da in der Anhörung vor dem Ausschuß für 
Bildung und Wissenschaft diese Gruppe nicht ver- 
treten, den Vertretern der Urheber aber Gelegenheit 
gegeben worden war, auch zu der Frage einer Ände- 
rung des § 26 des Urheberrechtsgesetzes über das 
Folgerecht der bildenden Künstler, die im damaligen 
Zeitpunkt noch nicht Gegenstand der Gesetzentwürfe 
war, vorsorglich Stellung zu nehmen. 

ir. 

Beide Gesetzentwürfe verfolgen das Ziel, gewisse 
Beschränkungen der Rechtsstellung des Urhebers, 
die der Gesetzgeber im Interesse von Unterricht und 
Volksbildung vorgesehen hat, aufzuheben oder zu 
mildern, um auf diese Weise einen umfassenderen 
Rechtsschutz und eine materielle Besserstellung der 
Urheber zu erreichen. 

Insbesondere soll dem Urheber ein Vergütungs- 
anspruch gewährt werden, wenn sein Werk in 
Sammlungen für den Kirchen-, Schul- und Unter- 
richtsgebrauch aufgenommen wird {§ 46 des Urhe- 
berrechtsgesetzes), und die beschränkte Vergütungs- 
pflicht für die Vermietung von Werkexemplaren 
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(§ 27 des Urheberreditsgesetzes) auf alle Ausleihen 
durch gewerbliche und öffentliche Büchereien er- 
streckt werden. 

Ziel beider Gesetzesvorlagen ist es, ein angemes- 
senes Entgelt für die Nutzung ihrer Werke zu 
sichern, das es ihnen insbesondere auch ermöglichen 
soll, in gewissem Umfang für Alter und Notfälle 
Vorsorge zu treffen. Dieser Grundgedanke des Ur- 
heberrechts kommt bereits in i§ 8 des Gesetzes über 
die Wahrnehmung von Urheberrechten und ver- 
wandten Schutzrechten vom 9. September 1965 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1294) zum Ausdruck, der den urhe- 
berrechtlichen Verwertungsgesellschaften die Auf- 
gabe zuweist, Vorsorge- und Unterstützungsein- 
richtungen für die Inihaber der von ihnen wahrge- 
nommenen Rechte oder Ansprüche einzurichten. 
Dieser Aufgabe ist bisher nur eine Verwertungsge- 
sellschaft, die die Rechte der Urheber musi- 
kalischer Werke verwaltet, nachgekommen. Ver- 
wertungsgesellschaften der Schriftsteller und der 
bildenden Künstler haben bislang einen solchen So- 
zialfonds für ihre Mitglieder nicht geschaffen. Durch 
die Gesetzentwürfe, in die in den Beratungen des 
Ausschusses für Bildung und Wissenschaft eine Vor- 
schrift zur Verstärkung des in § 26 des Urheber- 
rechtsgesetzes geregelten Folgerechts der bildenden 
Künstler aufgenommen worden ist, soll den Schrift- 
stellern und bildenden Künstlern ermöglicht werden, 
aus ihren urheberrechtlichen Einkünften im Rahmen 
der Verwertungsgesellschaften Vorsorge- und Unter- 
stützungseinrichtungen zu schaffen. 

In den Beratungen des Rechts ausschuss es sind in 
die Entwürfe außerdem Regelungen aufgenommen 
worden, durch die einer nach Einbringung der Ent- 
würfe ergangenen Entscheidung des Bundesverfas- 
sungsgerichts zu § 135 des Urheberrechtsgesetzes 
Rechnung getragen wird. 


B. Zu den Vorschriften im einzelnen 

Zu Artikel 1 Nr. 1 des Entwurfs 

Der Entwurf schlägt eine Änderung des § 26 des 
Urheberrechtsgesetzes vor, durch die die Rechtsstel- 
lung der bildenden Künstler verstärkt werden soll. 
Das Folgerecht des bildenden Künstlers, das erst- 
malig in das Ufheberrechtsgesetz 1965 aufgenommen 
worden ist, hat sich bisher in der Praxis wenig aus- 
gewirkt. Gegenüber Urhebern, die ihre Ansprüche 
geltend machten, haben sich Kunsthändler und Ver- 
steigerer darauf berufen, daß sie ihren Auftrag- 
gebern gegenüber zur Verschwiegenheit verpflichtet 
und daher mangels ausdrücklicher gesetzlicher Aus- 
kunftspflicht nicht berechtigt seien, bei den von 
ihnen vermittelten Verkäufen den Namen des Ver- 
äußerers und die Höhe des Veräußerungserlöses zu 
nennen. Zweck der Gesetzesänderung ist es, den 
bildenden Künstlern die Durchsetzung des Folge- 
rechts zu erleichtern. Darüber hinaus soll der Anteil 
des Urhebers am Veräußerungserlös erhöht werden, 
um auch den bildenden Künstlern in gewissem Um- 
fang eine Vorsorge für Alter und Notfälle zu er- 
möglichen. 


Die nähere Ausgestaltung der Neuregelung des 
§ 26 des Urheberrechtsgesetzes beruht auf folgenden 
Erwägungen: 

1. Zu Absatz 1 

Diese Vorschrift sieht eine Erhöhung des Anteils 
des Urhebers aus dem Erlös von Weiterverkäufen 
von eins auf fünf vom Hundert bei gleichzeitiger 
Herabsetzung des Mindestbetrages für den Ver- 
äußerungserlös von 500 DM auf 100 DM vor. Bei 
der Festsetzung dieser Beträge haben die Ausschüsse 
in Betracht gezogen, daß in den EWG-Ländern 
Frankreich und Belgien, die ebenfalls ein Folgerecht 
des Urhebers kennen, der Anteil drei vom Hundert 
(Frankreich) bzw. zwei bis sechs vom Hundert (Bel- 
gien) beträgt. 

Eine Minderheit des Rechtsausschusses hält aller- 
dings den eingeschlagenen Weg nicht für den richti- 
gen, weil er zur Abwanderung des Kunsthandels ins 
Ausland führe. Da die Berner revidierte Überein- 
kunft in der Fassung von 1967 das Folgerecht nicht 
vorsehe, stünde es nur deutschen und wenigen aus- 
ländischen zu, deren Heimatland die Gegenseitigkeit 
verbürge. Im übrigen werde gerade die junge Kunst 
benachteiligt werden, da Kunsthändler und Galerien 
künftig dazu übergehen werden, die Werke junger, 
unbekannter Künstler nur mehr in Kommission zu 
nehmen und nicht mehr anzukaufen. 

Der Rechtsausschuß hat erwogen, den Bedenken 
der Kunsthändler und Versteigerer, es sei ungerecht 
und kehre den Grundgedanken des Folgerechts in 
sein Gegenteil, den Urheberanteil auch dann zu ge- 
währen, wenn kein Mehrerlös erzielt werde, durch 
eine Vorschrift Rechnung zu tragen, nach der der 
Veräußerer einredeweise die Zahlung des Urheber- 
anteils verweigern kann, wenn er nachweist, daß er 
keinen Mehrerlös erzielt hät. Die Mehrheit des Aus- 
schusses ist jedoch zu der Auffassung gelangt, daß 
eine solche Ausnahmevorschrift ©ine pauschalierte 
Abrechnung erschwert. Die Ausnahmeregelung 
könne außerdem zu einer unterschiedlichen Behand- 
lung von Privatpersonen und Kunsthändlern führen, 
da Privatpersonen in der Regel Unterlagen über den 
Erwerb von Kunstwerken nicht aufzubewahren pfle- 
gen, die Kuns'thändler aber aus ihren Buchführungs- 
unterlagen den erforderlichen Nachweis leicht führen 
können. 

Eine Gesamtschuldnerschaft zwischen Veräußerer 
und Kunsthändler oder Versteigerer geht nach Auf- 
fassung der Ausschüsse zu weit. Eine Verpflichtung, 
den Urheberanteil zu zahlen, erscheint nur gegen- 
über demjenigen gerechtfertigt, der den Erlös erhält. 
Dem berechtigten Wunsch der Urheber, den Anteil 
auch dann zu erhalten, wenn ihnen der Veräußerer 
nicht bekannt ist, kann durch die in den Absätzen 3 
bis 5 vorgesehenen Auskunftspflichten besser und 
in einer für die Kunsthändler und Versteigerer 
schonender en Weise Rechnung getragen werden. 

2. Zu Absatz 2 

Dieser Absatz ist gegenüber dem geltenden Ur- 
heberrechtsgesetz unverändert geblieben. Der 
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Rechtsausschuß ist einmütig der Auffassung, daß die 
Regelung in Absatz 2 nicht die Beauftragung einer 
Verwertungsgesellschaft ausschließt, das Folgerecht 
auch für künftige Veräußerungsfälle als Treuhänder 
wahrzunehmen, und daß auch eine pauschalierte 
Abgeltung von Folgerechtsansprüchen durch einen 
Vertrag der Verwertungsgesellschaft mit Vereini- 
gungen der betroffenen Kunsthändler und Verstei- 
gerer möglich ist. 

3. Zu Absätzen 3 bis 6 

Tn diesen Bestimmungen wird vorgeschlagen, die 
Auskunftsansprüche des Urhebers ausdrücklich ge- 
setzlich zu regeln. In einem Musterprozeß hat der 
Bundesgerichtshof (Urteil vom 7. Juni 1971 — I ZR 
32/70 — BGHZ 56 S. 256) entschieden, daß nach dem 
geltenden Urheberrechtsgesetz der Kunsthändler 
oder Versteigerer, sofern er den Urheberanteil nicht 
selbst bezahlt, Auskunft über Namen und Anschrift 
des Veräußerers sowie über die Höhe des Veräuße- 
rungserlöses erteilen muß, wenn er ein dem Folge- 
recht unterliegendes Veräußerungsgeschäft vermit- 
telt hat. Der Auskunftsanspruch des Urhebers er- 
streckt sich nach dieser Entscheidung jedoch nicht auf 
Veräußerungsgeschäfte, für deren Abschluß keine 
konkreten Anhaltspunkte vorliegen. 

Der nach dieser Rechtsprechung bereits jetzt be- 
stehende Auskunftsanspruch wird in Absatz 4 aus- 
drücklich geregelt. Um dem Kunsthändler zu ermög- 
lichen, einer vertraglichen Verschwiegenheitspflicht 
gegenüber dem Auftraggeber nachzukommen, ist 
entsprechend der Entscheidung des Bundesgerichts- 
hofs außerdem vorgesehen, daß der Kunsthändler 
die Auskunft über Namen und Anschrift des Ver- 
äußerers verweigern darf, wenn er dem Urheber 
den Anteil entrichtet. Diese Regelung ermöglicht es 
dem Kunsthändler, in dem Vertrag mit dem Ver- 
äußerer zu vereinbaren, daß er nur dann zur Ver- 
schwiegenheit verpflichtet ist, wenn der Veräußerer 
ihn ermächtigt, den Urheberanteil aus dem Veräuße- 
rungserlös zu zahlen. 

Die nach der Rechtsprechung bestehende Aus- 
kunftspflicht für nachgewiesene Veräußerungsge- 
schäfte reicht jedoch nach mehrheitlicher Auffassung 
der Ausschüsse zu einer Durchsetzung des Folge- 
rechts nicht aus. Die bildenden Künstler sind auch 
über eine Verwertungsgesellschaft nicht in der Lage, 
bei allen Kunsthändlern zu kontrollieren, welche 
ihrer Originale veräußert worden sind. Zwar bleibt 
auch auf anderen Gebieten des Urheberrechts, ins- 
besondere auf dem Gebiet der Musik, Aufdeckung 
und Nachweis einer Urheberrechtsverletzung dem 
Berechtigten überlassen, ohne daß ihm ein genereller 
Auskunftsanspruch etwa gegen alle Musikveranstal- 
ter zusteht. Auf den anderen Gebieten des Urheber- 
rechts kann aber der Nachweis der Urheberrechts- 
verletzung weitgehend auf der Grundlage tatsäch- 
licher Vermutungen geführt werden, da die Ver- 
wertungsgesellschaften die Rechte für alle in- und 
ausländischen Urheber wahrnehmen. Das Folgerecht 
steht aber nur deutschen Urhebern und gegebenen- 
falls wenigen ausländischen Urhebern zu, deren 
Heimatland Gegenseitigkeit gewährt. Daher kann 
beim Folgerecht nicht von der tatsächlichen Vermu- 
tung ausgegangen werden, daß jeder Kunsthändler 


oder Kunstversteigerer geschützte Werke veräußert 
und daher, wfe etwa auf dem Gebiet der Musik, 
Vergütungen an die Verwertungsgesellschaft abzu- 
führen hat. Außerdem sind die Fälle, in denen der 
Kunsthändler oder Versteigerer nicht im eigenen 
Namen veräußert, sondern als Vermittler oder Er- 
werber an dem Veräußerungsgeschäft beteiligt ist, 
ohne eine Auskunftspflicht in aller Regel nicht fest- 
zustellen. Aus diesem Grunde halten es die Aus- 
schüsse für erforderlich, beim Folgerecht dem Ur- 
heber einen allgemeinen Anspruch auf Auskunft 
darüber zu geben, welche Originale von Werken des 
Urhebers unter Mitwirkung des Kunsthändlers oder 
Versteigerers weiterveräußert worden sind. Im 
Interesse der Kunsthändler und Versteigerer ist 
vorgesehen, daß dieser Anspruch jeweils nur für 
das letzte vor dem Auskunftsersuchen abgelaufene 
Kalenderjahr geltend gemacht werden kann. 

Entgegen der Auffassung des Ausschusses für Bil- 
dung und Wissenschaft ist der Recht sausschuß der 
Ansicht, daß beide’ Auskunftsansprüche verwer- 
tungsgesellschaftenpflichtig sein sollen. Der Aus- 
schuß für Bildung und Wissenschaft war der Auffas- 
sung, daß es dem Urheber, der Kenntnis von einem 
Veräußerungsgeschäft hat, nicht verwehrt sein sollte, 
den Auskunft sanspruch über Namen und Anschrift 
des Veräußerers und die Höhe des Veräußerungs- 
erlöses unmittelbar an den Kunsthändler zu richten, 
und daß nur beim allgemeinen Auskunftsanspruch 
ein erhebliches Interesse der Kunsthändler oder 
Versteigerer bestehe, nicht mit einer Fülle von Aus- 
kunftsersuchen einzelner Urheber konfrontiert zu 
werden. Der Rechtsausschuß vertrat dagegen ein- 
mütig die Meinung, daß es sowohl im Interesse der 
Urheber als auch im Interesse der Kunsthändler und 
Versteigerer liege, wenn beide Auskunftsersuchen 
durch die Verwertungsgesellschaften gleichzeitig 
und für alle Mitglieder gesammelt an die Verpflich- 
teten herangetragen würden. Aus diesem Grunde 
hat der Rechtsausschuß auch für den Auskunftsan- 
spruch nach Absatz 4 vorgesöhen, daß er nur durch 
eine Verwertungsgesellschaft geltend gemacht wer- 
den kann. 

Der Rechtsausschuß hielt außerdem eine Regelung 
über die Einsicht in Geschäftsbücher und sonstige 
Urkunden (Absatz 6) für erforderlich. Bei Abwägung 
der Interessen der Urheber einerseits und der Kunst- 
händler und Versteigerer andererseits ist er zu der 
Auffassung gelangt, daß der Einsichtsanspruch nur 
dann gegeben werden soll, wenn begründete Zweifel 
an der Richtigkeit oder Vollständigkeit einer Aus- 
kunft bestehen. Ferner soll dem Auskunftspflichti- 
gen die Wahl zustehen, ob er einem Beauftragten 
der Verwertungsgesellschaft oder einem von ihm 
selbst zu bestimmenden Wirtschaftsprüfer oder ver- 
eidigten Buchsachverständigen die Einsicht gewährt. 
Entgegen der auf anderen Rechtsgebieten bestehen- 
den Praxis, daß der Auskunftsberechtigte den Wirt- 
schaftsprüfer oder vereidigten Buchsachverständigen 
bestimmt, soll beim Folgerecht dem Auskunftspflich- 
tigen die Auswahl überlassen bleiben, da andern- 
falls die Gefahr nicht auszuschließen ist, daß die 
Verwertungsgesellschaft stets denselben Wirt- 
schaftsprüfer oder Buchsachverständigen benennt, 
der durch Einsicht in die Geschäftsbücher verschie- 
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dener Kunsthändler erhebliche, für Dritte nicht be- 
stimmte Kenntnisse über die Konkurrenzsituation 
auf dem Kunstmarkt erhalten und außerdem in eine 
tatsächliche Abhängigkeit zur Verwertungsgesell- 
schaft geraten könnte. Die Gefahr, daß der Aus- 
kunftspflichtige die Einsicht dadurch verhindert, daß 
er keinen Wirtschaftsprüfer oder Buchsachverständi- 
gen bestimmt, besteht nach Auffassung des Aus- 
schusses nicht, da sich aus allgemeinen Rechtsgrund- 
sätzen ergibt, daß notfalls der Wirtschaftsprüfer oder 
Buchsachverständige gerichtlich bestellt werden 
kann. Dem Ausschuß schien es ferner angemessen, 
eine Erstattung der Kosten der Prüfung durch den 
Auskunftspflichtigen vorzusehen, wenn sich die Aus- 
kunft als unrichtig oder unvollständig erweist, da 
der Auskunftspflichtige in der Lage ist, zumindest 
dann, wenn ihm Zweifel an der Richtigkeit oder 
Vollständigkeit der Auskunft mitgeteilt werden, die 
Auskunft genau zu überprüfen und die Einsicht- 
nahme durch Erteilung einer richtigen und vollstän- 
digen Auskunft abzuwenden. 

4, Zu Absatz 1 

Der Rechts aus schuß hält den Einwand der Kunst- 
händler und Versteigerer, daß sie durch die dreißig- 
jährige Verjährungsfrist für die Ansprüche des Ur- 
hebers zu stark belastet würden, da sie gezwungen 
seien, entgegen den sonst üblichen Aufbewahrungs- 
fristen für Geschäftsbücher ihre Bücher dreißig Jahre 
lang aufzubewahren, für berechtigt. Er hat deshalb 
vorgesehen, daß die Ansprüche des Urhebers nach 
zehn Jahren verjähren. Diese Frist entspricht der 
normalen Aufbewahrungsfrist für Geschäftsbücher 
und belastet andererseits den Urheber nicht unan- 
gemessen, da sie ihm ausreichend Zeit zur Geltend- 
machung seiner Ansprüche gewährt. 

5. Zu Absatz 8 

Diese Vorschrift entspricht der Vorschrift des Ab- 
satzes 3 des geltenden § 26 des Urheberrechtsge- 
setzes. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 des Entwurfs 

Durch die Änderung des § 27 des Urheberrechts- 
gesetzes soll die Vergütungspflicht für das Vermie- 
ten von Vervielfältigungsstücken urheberrechtlich 
geschützter Werke auf öffentliche und andere 
Bibliotheken, die nicht zu Erwerbszwecken vermie- 
ten, erstreckt werden. Außerdem soll für alle der 
Öffentlichkeit zugänglichen Bibliotheken das Ver- 
leihendem Vermieten gleichgestellt werden. 

Der geltende § 27 des Urheberrechtsgesetzes läßt 
die unentgeltliche Ausleihe von Vervielfältigungs- 
stücken urheberrechtlich geschützter Werke vergü- 
tungsfrei zu und beschränkt bei der Vermietung die 
Vergütungspflicht auf Fälle, in denen die Vermie- 
tung zu Erwerbszwecken erfolgt. Dadurch bleibt 
u. a. das Vermieten und Verleihen von Büchern 
durch öffentliche und kirchliche Bibliotheken und 
das Verleihen durch Werkbüchereien vergütungsfrei. 
Das Bundesverfassungsgericht hat durch Beschluß 
vom 7. Juli 1971 — 1 BvR 764/66 — entschieden, daß 
Artikel 14 des Grundgesetzes den Gesetzgeber nicht 
verpflichte, dem Urheber nach Erschöpfung seines 


Verbreitungsrechts einen Anspruch auf Vergütung 
für das Vermieten oder Verleihen rechtmäßig er- 
worbener Werkexemplare zu geben. Nach Auffas- 
sung der Ausschüsse ist aber, selbst wenn eine ver- 
fassungsrechtliche Verpflichtung nicht vorliegt, die 
Ausdehnung des § 27 geboten. Der Ausbau des 
öffentlichen Büchereiwesens ist eine Gemeinschafts- 
aufgabe. Den Urhebern sollte nicht zugemutet wer- 
den, ihre Leistungen für Gemeinschaftsaufgaben un- 
entgeltlich zur Verfügung zu stellen. Auch bei den 
Werkbüchereien, den kirchlichen und anderen der 
Öffentlichkeit zugänglichen Büchereien sollte dem 
Urheber nicht zugemutet werden, eine vergütungs- 
freie Nutzung seiner Werke nur deshalb zulassen 
zu müssen, weil die Träger der Bibliotheken förde- 
rungswürdige Ziele verfolgen. 

Durch die Neuregelung soll, wie bereits im allge- 
meinen Teil des Berichts ausgeführt, den Urhebern, 
insbesondere den Schriftstellern, ermöglicht werden, 
bei der Verwertungsgesellschaft einen Sozialfonds 
zu gründen und dadurch in gewissem Umfang für 
Alter und Notfälle Vorsorge zu treffen. Diese Moti- 
vierung hat dazu geführt, daß die betroffenen Träger 
der Bibliotheken die Forderung erhoben haben, 
nicht eine urheberrechtliche, sondern eine sozial- 
rechtliche Regelung vorzusehen. Nach Auffassung 
aller beteiligten Ausschüsse liegen jedoch Ziel und 
Rechtfertigung der Ausdehnung des Vergütungsan- 
spruchs nicht allein in der angestrebten Altersver- 
sorgung der Schriftsteller, sondern in erster Linie 
darin, den Urhebern ein angemessenes Entgelt für 
die Nutzung ihrer Werke, die in der Ausleihe von 
Vervielfältigungsstücken liegt, zu geben. 

Von den betroffenen Bibliotheken und ihren Ver- 
bänden ist gegen die Regelung eingewandt worden, 
daß sie den ohnehin schmalen Etat dieser Einrichtun- 
gen erheblich verkürze, wenn nicht gar aufzehre und 
daß eine an der Ausleihe orientierte Vergütung der 
Urheber einen großen Verwaltungsaufwand mit sich 
bringe. Eine Umlage der Kosten auf die Benutzer 
der Bibliotheken könne aus bildungspolitischen 
Gründen nicht in Erwägung gezogen werden. Die 
neue Regelung gefährde daher den Bestand des 
Bibliothekwesens in der Bundesrepublik Deutsch- 
land. Die beteiligten Ausschüsse haben sich mit 
diesen Bedenken eingehend befaßt. Sie sind zu der 
Auffassung gelangt, daß der Verwaltungsaufwand 
durch eine pauschalierte Abrechnung aufgrund eines 
Gesamtvertrags mit der Verwertungsgesellschaft, 
dessen Inhalt notfalls durch die nach § 14 des Ge- 
gesetzes über die Wahrnehmung von Urheberrech- 
ten errichtete Schiedstelle oder die Gerichte festge- 
setzt werden kann, gering zu halten ist und daß die 
finanziellen Auswirkungen auf die Bibliotheken ab- 
gewendet werden sollen, wenn die Länder und, so- 
weit dies im Rahmen der durch die Finanzverfassung 
gezogenen Grenzen möglich sein sollte, auch der 
Bund die Abgeltung für die kommunalen Bibliothe- 
ken übernehmen. Um den Anstoß zu einer solchen 
Abgeltung, die dm Urheberrechtsgesetz selbst nicht 
sichergestellt werden kann, zu geben, legt der 
Rechtsausschuß im Einvernehmen mit den mitbera- 
tenden Ausschüssen den in der Anlage beigefügten 
Entschließungsantrag vor. 


4 



Deutscher Bundestag — ■ 6. Wahlperiode 


Drucksache VI 73264 


Zur Ausgestaltung der Regelung des § 27 ist fol- 
gendes zu bemerken: 

1. Tn den Ausschußberatungen bestand die Ein- 
mütigkeit darüber, daß grundsätzlich das Ver- 
leihen dem Vermieten gleichgestellt werden soll, 
da sowohl das Verleihen wie das Vermieten 
eine Nutzung des urheberrechtlich geschützten 
Werkes darstellt und außerdem die für die an- 
gestrebte soziale Besserstellung der Urheber be- 
nötigten Mittel nur bei der Gleichstellung von 
Verleihen und Vermieten zu erzielen sind, da die 
Büchereien weitgehend für die Ausleihe vom 
Leser kein Entgelt mehr verlangen. Bei der For- 
mulierung der Neuregelung sind die Ausschüsse 
einverständlich von dem Vorschlag in der Druck- 
sache W1076 ausgegangen, da dieser die Gleich- 
stellung unmißverständlich zum Ausdruck bringt. 

2. Die Ausschüsse waren außerdem der Auffassung, 
daß alle der Öffentlichkeit zugänglichen Einrich- 
tungen, die Vervielfältigungsstücke eines ge- 
schützten Werkes verleihen oder vermieten, zur 
Zahlung der Vergütung verpflichtet sein sollen. 
In dem Initiativantrag Drucksache Wl076 war 
vorgeschlagen, nur die der Allgemeinheit zu- 
gänglichen Einrichtungen zu erfassen. Bei dieser 
Abgrenzung würde die Gefahr bestehen, daß 
Bibliotheken, die in erster Linie für einen be- 
stimmten Benutzerkreis geschaffen worden sind, 
z. B. Universitätsbibliotheken, die heute aber 
auch der Allgemeinheit zugänglich sind, die Aus- 
leihe an jedermann einstellen und nur die Be- 
nützung durch den beschränkten Personenkreis 
zulassen. Das wäre *ein bildungspolitisch uner- 
wünschtes Ergebnis. Daher wird vorgeschlagen, 
zur Abgrenzung den Begriff „der Öffentlichkeit 
zugängliche Einrichtungen" zu wählen, der im 
Anschluß an § 15 Abs. 3 des Urheberrechtsge- 
setzes dahin auszulegen ist, daß nur solche Ein- 
richtungen nicht erfaßt werden, die Vervielfälti- 
gungsstücke ausschließlich an einen begrenzten 
Kreis von Personen ausleihen, der durch gegen- 
seitige Beziehungen oder durch Beziehungen zum 
Träger der Einrichtung persönlich verbunden ist. 

3. Durch die Ausnahme in Absatz 2 des § 27 soll 
sichergestellt werden, daß reine Arbeitsmittel- 
bibliotheken von Betrieben und Behörden aus 
dem Kreis der erfaßten Bibliotheken ausscheiden 
und bei Bibliotheken, die sowohl Arbeitsmittel 
als auch andere Literatur umfassen, die für den 
Betrieb oder die Behörde benötigte reine Fach- 
literatur nicht einbezogen wird. Die Einbezie- 
hung der Arbeitsmittel erscheint nicht gerecht- 
fertigt, da das Vervielfältigungsstück den be- 
trieblichen Bereich nicht verläßt und somit eine 
weitere Nutzung des Werkes im Grunde nicht 
vorliegt. In aller Regel dürfte zwar bei der Über- 
gabe von Arbeitsmitteln schon kein „Verleihen" 
vorliegen, da keine Besitzübertragung auf den 
Arbeitnehmer stattfindet. Eine ausdrückliche Aus- 
nahme erscheint jedoch zweckmäßig, um zweifels- 
frei die Vergütungspflicht auch dann auszuschlie- 
ßen, wenn der Arbeitnehmer Arbeitsmittel mit 
nach Hause nimmt. Da der Begriff „Arbeits- oder 
Dienstverhältnis" wie in § 43 des Urheberrechts- 


gesetzes weit auszulegen ist, fällt auch die Aus- 
leihe von Literatur an Betriebsangehörige, die in 
der Berufsausbildung stehen, an Aufsichtsräte, 
Betriebsräte, Mitglieder der Jugendvertretung 
usw. unter die Ausnahme, so daß auch in diesen 
Fällen der Arbeitgeber für die Ausleihe der bei 
»der Ausübung betrieblicher Verpflichtungen be- 
nötigten Arbeitsmittel keine Vergütung zu zahlen 
hat. 

4. Der Gesetzentwurf sieht vor, daß der Anspruch 
nur durch eine Verwertungsgesellschaft geltend 
gemacht werden kann. Alle beteiligten Aus- 
schüsse sind der Auffassung, daß diese Vorschrift 
erforderlich ist, um -die notwendige Pauschalab- 
rechnung zu ermöglichen und die beabsichtigte 
Verwendung eines Teils des Vergütungsaufkom- 
mens für einen Sozialfonds zu erleichtern. 


Zu Artikel 1 Nr. 3 des Entwurfs 

Beide Initiativgesetzentwürfe sehen eine Änderung 
des § 46 des Urheberrechtsgesetzes vor, durch die 
dem Urheber ein Anspruch auf Vergütung gewährt 
werden soll, wenn sein Werk in eine Sammlung für 
den Kirchen-, Schul- oder Unterrichtsgebrauch auf- 
genommen wird. Der Ausschuß des Vergütungsan- 
spruchs sei insbesondere deshalb nicht gerechtfertigt, 
weil allein von den Urhebern die unentgeltliche Be- 
reitstellung ihrer Werke und damit ein finanzielles 
Opfer zugunsten der Allgemeinheit verlangt, allen 
anderen am Zustandekommen von Schulbüchern Be- 
teiligten jedoch nicht zugemutet werde, ihre Leistun- 
gen unentgeltlich zu erbringen. Nach Einbringung 
der Gesetzentwürfe ist durch den Beschluß des Bun- 
desverfassungsgerichts vom 7. Juli 1971 — 1 BvR 
765/66 — (Leitsatz veröffentlicht im Bundesgesetzbl. 
I S. 1784) entschieden worden, daß § 46 des Urheber- 
rechtsgesetzes insoweit mit dem Grundgesetz nicht 
vereinbar ist, als er einen Vergütungsanspruch des 
Urhebers ausschließt. Wie das Bundesverfassungs- 
gericht ausführt, gebietet Artikel 14 Abs. 1 Satz 1 GG 
die grundsätzliche Zuordnung -des wirtschaftlichen 
Wertes eines urheberrechtlich geschützten Werkes 
an den Urheber, soweit nicht Gründen des gemeinen 
Wohls der Vorrang vor den Belangen des Urhebers 
zukommt. Das Interesse der Allgemeinheit an einem 
ungehinderten Zugang zu den Kulturgütern recht- 
fertige zwar die Aufnahme geschützter Werke in 
Sammlungen für den Kirchen-, Schul- und Unter- 
richtsgebrauch ohne Zustimmung des Urhebers, nicht 
aber den Ausschluß eines Vergütungsanspruchs. Die 
vorgeschlagene Einführung eines Vergütungsan- 
spruchs für die Fälle des § 46 des Urheberrechtsge- 
setzes ist somit verfassungsrechtlich geboten, um die 
Unvereinbarkeit dieser Vorschrift mit dem Grund- 
gesetz zu beseitigen. 

Im Gegensatz zu dem Entwurf Drucksache VI/1076 
schlägt der Entwurf Drucksache VI/911 die obligato- 
rische Einschaltung einer Verwertungsgesellschaft 
bei der Geltendmachung des Vergütungsanspruchs 
vor. In den Beratungen der Ausschüsse wurde Über- 
einstimmung darüber erzielt, daß eine gesammelte 
Geltendmachung der Ansprüche durch eine Verwer- 
tungsgesellschaft hier nicht erforderlidi erscheint. 
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Da die Berechtigten ohnehin nach § 46 Abs. 3 des 
Urheberreditsgesetzes von der beabsichtigten Auf- 
nahme ihrer Werke in Sammlungen für den Kirchen-, 
Schul- und Unterrichtsgebrauch unterrichtet werden 
müssen, kann die Vergütung ohne Schwierigkeiten 
an die einzelnen Berechtigten gesondert abgeführt 
werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 4 des Entwurfs 

Beide Initiativgesetzentwürfe schlagen eine Än- 
derung des § 62 Abs. 4 Satz 3 des Urheberrechts- 
gesetzes vor, nach dem die Einwilligung des Urhe- 
bers zu einer Änderung seines Werkes, die für die 
Aufnahme des Werkes in eine Sammlung für den 
Kirchen-, Schul- und Unterrichts gebrauch erforderlich 
ist, als erteilt gilt, wenn der Urheber nicht Innerhalb 
eines Monats nach Mitteilung der beabsichtigten 
Änderung widerspricht. Während der Entwurf Druck- 
sache W911 vorschlägt, diese Vorschrift ersatzlos zu 
streichen, sieht der Entwurf Drucksache VI/1076 vor, 
daß die Rechtsfolge nur dann eintritt, wenn der 
Urheber bei der Mitteilung der beabsichtigten Än- 
derung auf die Folgen der Fristversäumnis ausdrück- 
lich hingewiesen worden ist. 

Die Ausschüsse waren übereinstimmend der Auf- 
fassung, daß die Vorschrift des § 62 Abs. 4 Satz 3 in 
ihrer geltenden Fassung zu Härten für die Urheber 
führt, wenn diese aus Unkenntnis der Rechtsfolge die 
Widerspruchsfrist versäumen und dann einen an sich 
beabsichtigten Einspruch gegen eine Änderung ihres 
Werkes nicht mehr erheben können. Diese Härten 
können nach einmütiger Auffassung der Ausschüsse 
dadurch beseitigt werden, daß die Rechtsfolge der 
Fristversäumnis nur eintritt, wenn der Urheber bei 
der Mitteilung der Änderung auf die Ausschlußfrist 
hingewiesen wird. Die völlige Streichung der Vor- 
schrift könnte dagegen die unerwünschte Folge ha- 
ben, daß sich die Herausgabe von Schulbüchern ver- 
zögert, weil die notwendige schnelle Entscheidung 
des Urhebers, ob er der vorgeschlagenen Änderung 
zustimmt, nicht herbeigeführt werden kann. Aus 
diesem Grunde haben die Ausschüsse übereinstim- 
mend der in der Drucksache W1076 vorgeschlagenen 
Lösung den Vorzug gegeben. 

Zu Arikel 1 Nr. 5 des Entwurfs 

Die neue Vorschrift, die als § 135 a in das Urheber- 
rechtsgesetz eingefügt werden soll, beruht auf einer 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts, durch 
die § 135 des Urheberrechtsgesetzes teilweise für 
verfassungswidrig erklärt worden ist; sie ist wäh- 
rend der Beratung der Initiativgesetzentwürfe vom 
Rechtsausschuß in den Gesetzentwurf aufgenommen 
worden. 

§ 135 des Urheberrechtsgesetzes sieht vor, daß 
derjenige, der zur Zeit des Inkrafttretens des Urhe- 
berrechtsgesetzes nach den bisherigen Vorschriften 
als Uiihelber eines Lichtbildes oder der Übertragung 
eines Werkes auf Vorrichtungen zur mechanischen 
Wiedergabe für das Geihört anzusehen war, Inhaber 
der entsprechenden verwandten Schutzrechte ist, die. 
ihm das Urhdberrechtsgesetz gewährt. Für die vor 


dem 1. Januar 1966, dem Zeitpunkt des Inkrafttre- 
tens des Urheberrechtsgesetzes, auf Tonträger auf- 
genommenen Darlbietungen ausübender Künstler 
wird durch § 135 in Verbindung mit § 82 UthG der 
Schutz, der nach früherem Recht erst 50 Jahre nach 
dem Tode des ausübenden Künstlers erlosch, auf 
25 Jahre nach Erscheinen des Tonträgers oder 
nach der Aufnahme der Dai^bietung verkürzt mit der 
Folge, daß Tonträger, die bei Inkrafttreten des Ge- 
setzes älter als 25 Jahre waren, jeden Schutz ver- 
lieren und den anderen Tonträgern nur der am 
1. Januar 1966 noch nicht verstrichene Teil der 
25jährigen Schutzfrist gewährt wird. Das Bundes- 
verfassungsgericht hat auf eine Verfassungsbe- 
schweide mehrerer ausübender Künstler durch Be- 
schluß vom 8. Juli 1971 — 1 BvR 766/66 — (Leit- 
sätze veröffentlicht im Bundesgeset:^bl. I S. 1943) 
entschieden, daß zwar die Überleitung der bisheri- 
gen Bearibeiter-^Urheberrechte der ausübenden 
Künstler in Leitungsschutzrechte mit der kürzeren 
Schutzfrist verfassungsrechtlich unbedenklich sei, 
daß aber § 135 Ui^hG insoweit gegen Artikel 14 des 
Grundgesetzes verstoße, als nach ihm auch die 
Neuregelung des Beginns der Schutzfrist (§ 82 
UrhG) auf idie vor dem 1. Januar 1966 her gestellten 
Aüfnähmen Anwendung finde. Der Eingriff könne 
nicht mit der Überlegung gerechtfertigt werden, daß 
in Zukunft einheitliches Recht für die vor und nach 
dem Inkrafttreten auf Tonträger aufgenommenen 
Darbietungen ausübender Künstler bestehen solle, 
da nach den strengen Voraussetzungen des Arti- 
kels 14 Abs. 3 OG dieser Gedarike weder den er- 
satzlosen Entzug noch eine so weitgehende Be- 
schneidung von Rechten rechtfertigen könne. Der 
Fristbeginn für die in § 82 UrhG vorgesehene 
Schutzfrist dürfe daher nicht in die Vergangenheit 
zurückverlagert werden. 

Durch die neue Vorschrift ides § 135 a soll dieser 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts Rech- 
nung getragen werden. Da das Urheberrechtsgesetz 
nicht nur in dem vom Bundesverfassungsgericht ent- 
schiedenen Fall der Verkürzung der Dauer des 
Schutzes der ausübenden Künstler, sondern auch 
bei unveröffentlichten Lichtbildern (§ 135 in Ver- 
bindung mit §§ 68, 72 UrhG) und unveröffentlichten 
Lichtbildwerken (§ 129 in Verbindung mit § 68 
UrhG) eine ähnliche Verkürzung der Schutzfrist mit 
Rückverlagerung des Fristbeginns vorsieht, ist 
§ 135 a UrhG so gefaßt worden, daß er auch diese 
Fälle entsprechiend den allgemein gehaltenen Grün- 
den des Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts 
regelt. 


Zu Artikel 2 des Entwurfs 

Die in Artikel 2 des Initiativgesetzentwurfs 
Drucksache VI/1076 vorgesehene Übergangsrege- 
lung, nach der der Vergütungsanspruch im Falle 
des § 46 UrhG nicht gegeben werden soll, wenn 
mit der Herstellung der in Betracht kommenden 
Sammlungen für den Kirchen-, Schul- und Unter- 
richts gelbrauch bereits vor Inkrafttreten des Ände- 
rungsgesetzes begonnen wurde, muß nach einhelli- 
ger Auffassung des Rechtsausschusses angesichts 
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der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zu 
§ 46 Ui^hG entfallen. Die vom Bundesverfassungs- 
gericht festgestellte Unvereinhaiikeit des § 46 UrhG 
mit dem Grundgesetz kann nur dadurch beseitigt 
werden, daß der Vergütungsanspruch des Urheibers 
mit Wirkung vom Inkrafttreten des Urheberrechts- 
gesetzes, d. h. vom 1. Januar 1966 an, gewährt wird. 

Auch § 135 a UithG muß rückwiiikend zu diesem 
Zeitpunkt in iKraft gesetzt werden, um der Entschei- 
dung des Bunldesvei^fassungsgerichts zu § 135 UrhG 
Rechnung zu tragen. In den Fällen des § 135 a UrhG 
hält der Rechtsausschuß jedoch eine übergangsvor- 
schrift für notwendig, da es nicht angemessen er- 
scheint, Dritte, die im Vertrauen auf die Gültigkeit 
des § 135 UrhG eine auif Tonträger aufgenommene 
Darbietung eines ausübenden Künstlers vervielfäl- 
tigt haben, den Ansprüchen des ausübenden Künst- 
lers wegen Verletzung seines Vervielfältigungs- 
rechts, insbesondere Ansprüchen auf Unterlassung 
des Vertrielbs und auf Vernichtung der Tonträger, 
auszusetzen. Zwar sieht § 101 Ur^hG bei schuldloser 
Verletzung eines geschützten Rechts eine Abwen- 
dung dieser Ansprüche durch eine Entschädigung 
in Geld vor, wenn dem Verletzer durch die Erfül- 
lung der Ansprüche ein unverhältnismäßig großer 
Schaden entstehen würde und dem Verletzten die 
Abfindung in Geld zuzumuten ist. Bei einer Abwä- 
gung der Interessen des ausübenden Künstlers und 
des Dritten erscheint es dem Rechtsausschuß jedoch 
geboten, in den Fällen des § 135 a UrhG die Ab- 
wendung der Unterlassungs- und Vernichtungsan- 
sprüche nicht nur unter den einschränkenden Vor- 
aussetzungen des § 101 UrhG vorzusefhen, sondern 
eine Abfindung in Geld nur dann auszuschließen. 


wenn sie ‘für den ausübenden Künstler unzumutbar 
ist. Die Übergangsvorschrift ist auf Rechtsverlet- 
zungen vor dem 15. November 1971 beschränkt 
worden, da die Entscheidung des Bundesverfas- 
sungsgerichts zu § 135 UrhG in diesem Zeitpunkt 
durch die Presse der Allgemeinheit bekanntgege- 
ben woMen ist und däher von diesem Zeitpunkt an 
sich niemand mehr auf die uneingeschränkte Gültig- 
keit des § 135 UrhG verlassen konnte. 

Zu Artikel 3 des Entwurfs 

Diese Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klau- 
sel. 


Zu Artikel 4 des Entwurfs 

Wie bereits zu Artikel 2 ausgeführt worden ist, 
müssen die in Artikel 1 Nr. 3 und 5 vorgesehenen 
Regelungen, durch die Unvereinbarkeiten des Urhe- 
berrechtsgesetzes mit dem Grundgesetz beseitigt 
werden, mit Wirkung vom 1. Januar 1966, dem 
Tage des Inkrafttretens des Urheberrechtsgesetzes, 
in Kraft gesetzt werden. Im übrigen soll das Ge- 
setz am 1. Juli 1972 in Kraft treten, um den betrof- 
fenen Kreisen Gelegenheit zu geben, sich auf das 
Gesetz einzustellen. Insbesondere erscheinen für 
die Ei^hebung der neuen Vergütung nach § 27 UrhG 
sowohl auf seiten der Bibliotheken als auch auf 
seiten der Verwertungsgesellschaft Vorbereitungen 
erforderlich, so daß ein in der Zukunft liegendes 
Datum für das Inkrafttreten ides Gesetzes zweck- 
mäßigt ist. 


Bonn, den 15. März 1972 

Frau Dr. Kuchtner Metzger 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. den Gesetzentwurf — Drucksachen VI/911, 
W1076 — in der anliegenden Fassung anzuneh- 
meni 

2. folgende Entschließung anzunehmen: 

Der Entwurf sieht aus urheberrechtlichen Grün- 
den entsprechend der bisher für gewerbliche 
Leihbüchereien geltenden Regelung auch für die 
Ausleihe von Werken idurdi öffentliche Büche- 
reien einen Vergütungsanspruch der Urheber 
gegen die einzelnen Büchereien vor. Der Deut- 
sche Bundestag geht jedoch davon aus, daß der 
Vergütungsanspruch auf Grund entsprechender 
Vereinbarungen mit der zuständigen Verwer- 


tungsgesellschaft der Ur'heber pauschal durch die 
Träger der Büchereien in einer Weise abgegol- 
ten wird, idie nicht zu einer Beschränkung der 
für die Anschaffung von Büchern zur Verfügung 
stehenden Mittel oder zu einer Abwälzung der 
Vergütung auf die Benutzer der Büchereien 
lührt. 

Der Deutsche Bundestag gibt der Erwartung 
Ausdruck, daß Bund und Länder innerhalb der 
durch die Finanzverfassung gezogenen Grenzen 
die notwendige Finanzierung so rechtzeitig 
sicherstellen, daß den Trägern der Büchereien 
für eine solche Abgeltung des Vergütungsan- 
spruches ausreichende Mittel zur Verfügung 
stehen. 


Bonn, den 15. März 1972 


Der Rechtsausschuß 

Dr. Lenz (Bergstraße) Frau Dr. Kuditner Metzger 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 5. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Urheberrechtsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Urheberrechtsgesetz vom 9. September 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 1273), zuletzt geändert durch 
das Kostenermächtigungs-Änderungsgesetz vom 
23. Juni 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 805), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 26 erhält folgende Fassung: 

.§ 26 

Folgerecht 

(1) Wird das Original eines Werkes der bil- 
denden Künste weiterveräußert und ist hieran 
ein Kunsthändler oder Versteigerer als Erwer- 
ber, Veräußerer oder Vermittler beteiligt, so hat 
der Veräußerer dem Urheber einen Anteil in 
Höhe von fünf vom Hundert des Veräußerungs- 
erlöses zu entrichten. Die Verpflichtung entfällt, 
wenn der Veräußerungserlös weniger als einhun- 
dert Deutsche Mark beträgt. 

(2) Der Urheber kann auf seinen Anteil im 
voraus nicht verzichten. Die Antwartschaft dar- 
auf unterliegt nicht der Zwangsvollstreckung; 
eine Verfügung über die Anwartschaft ist un- 
wirksam. 

(3) Der Urheber kann von einem Kunsthändler 
oder Versteigerer Auskunft darüber verlangen, 
welche Originale von Werken des Urhebers in- 
nerhalb des letzten vor dem Auskunfts.ersuchen 
abgelaufenen Kalenderjahres unter Beteiligung 
des Kunsthändlers oder Versteigerers weiterver- 
äußert wurden. 

(4) Der Urheber kann, soweit dies zur Durch- 
setzung seines Anspruchs gegen den Veräußerer 
erforderlich ist, von dem Kunsthändler oder Ver- 
steigerer Auskunft über den Namen und die An- 
schrift des Veräußerers sowie über die Höhe des 
Veräußerungserlöses verlangen. Der Kunsthänd- 
ler oder Versteigerer darf die Auskunft über 
Namen und Anschrift des Veräußerers verwei- 
gern, wenn er dem Urheber den Anteil ent- 
richtet. 

(5) Die Ansprüche nach den Absätzen 3 und 4 
können nur durch eine Verwertungsgesellschaft 
geltend gemacht werden. 


(6) Bestehen begründete Zweifel an der Rich- 
tigkeit oder Vollständigkeit einer Auskunft nach 
Absatz 3 oder 4, so kann die Verwertungs- 
gesellschaft verlangen, daß nach Wahl des Aus- 
kunftspflichtigen ihr oder einem von ihm zu be- 
stimmenden Wirtschaftsprüfer oder vereidigten 
Buchsachverständigen Einsicht in die Geschäfts- 
bücher oder sonstige Urkunden soweit gewährt 
wird, wie dies zur Feststellung der Richtigkeit 
oder Vollständigkeit der Auskunft erforderlich 
ist. Erweist sich die Auskunft als unrichtig oder 
unvollständig, so hat der Auskunftspflichtige die 
Kosten der Prüfung zu erstatten. 

(7) Die Ansprüche des Urhebers verjähren in 
zehn Jahren. 

(8) Die vorstehenden Bestimmungen sind auf 
Werke der Baukunst und der angewandten Kunst 
nicht anzuwenden." 


2. § 27 erhält folgende Fassung; 

»§ 27 

Vermieten und Verleihen 
von Vervielfältigungsstücken 

(1) Für das Vermieten oder Verleihen von 
Vervielfältigungsstücken eines Werkes, deren 
Weiterverbreitung nach § 17 Abs. 2 zulässig ist, 
ist dem Urheber eine angemessene Vergütung 
zu zahlen, wenn das Vermieten oder Verleihen 
Erwerbszwecken des Vermieters oder Verleihers 
dient oder die Vervielfältigungsstücke durch eine 
der Öffentlichkeit zugängliche Einrichtung (Bü- 
cherei, Schallplattensammlung oder Sammlung 
anderer Vervielfältigungsstücke) vermietet oder 
verliehen werden. Der Vergütungsanspruch kann 
nur durch eine Verwertungsgesellschaft geltend 
gemacht werden. 

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn das 
Werk ausschließlich zum Zweck des Vermietens 
oder Verleihens erschienen ist oder die Verviel- 
fältigungsstücke im Rahmen eines Arbeits- oder 
Dienstverhältnisses ausschließlich zu dem Zweck 
verliehen werden, sie bei der Erfüllung von Ver- 
pflichtungen aus dem Arbeits- oder Dienstver- 
hältnis zu benutzen." 


3. § 46 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 3 wird folgender neuer Absatz 4 
eingefügt: 
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„(4) Für die Vervielfältigung und Verbrei- 
tung ist dem Urheber eine angemessene Ver- 
gütung zu zahlen." 

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 

4. In § 62 Abs. 4 Satz 3 werden hinter dem Wort 
„widerspricht" die Worte „und er bei der Mittei- 
lung der Änderung auf diese Rechtsfolge hinge- 
wiesen worden ist" angefügt. 

5. Nach § 135 wird folgende Vorschrift als § 135 a 
eingefügt: 

„§ 135 a 

Berechnung der Schutzfrist 

Wird durch die Anwendung dieses Gesetzes 
auf ein vor seinem Inkrafttreten entstandenes 
Recht die Dauer des Schutzes verkürzt und liegt 
das für den Beginn der Schutzfrist nach diesem 
Gesetz maßgebende Ereignis vor dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes, so wird die Frist erst vom 
Inkrafttreten dieses Gesetzes an berechnet. Der 
Schutz erlischt jedoch spätestens mit Ablauf der 
Schutzdauer nach den bisherigen Vorschriften." 


Artikel 2 

Ist in den Fällen des § 135 a des Urheberrechts- 
gesetzes vor dem 15. November 1971 ein Recht ver- 
letzt worden, das auf Grund dieser Vorschrift im 
Zeitpunkt der Rechtsverletzung noch geschützt war, 
so ist § 101 des Urheberrechtsgesetzes anzuwenden 
mit der Maßgabe, daß der Verletzer zu einer Ent- 
schädigung des Verletzten in Geld nur dann nicht 
berechtigt ist, wenn eine Abfindung in Geld für den 
Verletzten unzumutbar ist. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 4 

(1) Artikel 1 Nr. 3 und 5 tritt mit Wirkung vom 
1. Januar 1966 in Kraft. 

(2) Im übrigen tritt dieses Gesetz am 1. Juli 1972 
in Kraft. 
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